
 
STATUTEN DES VEREINS 

“Celebrate Diversity - Veranstaltungsmanagement” 
 

 

§1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 
 

1. Der Verein führt den Namen: Celebrate Diversity - Veranstaltungsmanagement 
 

2. Er hat seinen Sitz in Graz und erstreckt seine Tätigkeit auf ganz Österreich.  
 

3. Die Errichtung von Zweigvereinen ist nicht beabsichtigt. 
 
 
§2 Vereinszweck  
 
Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist hat den Zweck:  

1. Finanzielle Unterstützung gemeinnütziger Einrichtungen im Sinne der Vereinszwecks durch 
Spenden, Sponsoring oder anderen Sachleistungen 
 

2. Veranstaltungen für die LGBTIQ Community zu organisieren wie zum Beispiel: Bälle, Partys, 
Clubbings, gesellige Zusammenkünfte oder andere Veranstaltungen  
 

3. eine Plattform und Austauschmöglichkeiten zu schaffen, die dazu beitragen, dass durch die 
Hebung eines positiven queeren Selbstbewusstseins unter den Betroffenen die psychische und 
seelische Gesundheit gefördert wird; 
 

4. im Sinne der Volksbildung die Öffentlichkeit zu informieren und zu sensibilisieren, um die 
gesetzlichen, moralischen und gesellschaftlichen Benachteiligungen von LGBTQ Personen, 
sowie auch Heterosexuellen die aufgrund von Sexismus in irgendeiner Form benachteiligt 
werden, zu beenden. 
 

5. eine Plattform und Austauschmöglichkeiten zu schaffen, die sich für Gleichberechtigung, 
Menschenwürde und Selbstbestimmung aller Menschen jeglichen Geschlechts sowie gegen 
Sexismus einsetzt; 
 

6. im Sinne einer BürgerInneninitiative analog im Sinne der Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 17. Februar 1998 zur Achtung der Menschenrechte in der Europäischen 
Union mitzuwirken, dass die Gleichberechtigung von Lesben und Schwulen anerkannt wird; 
mit Hilfe von Information und Aufklärung dazu beizutragen, gegen Vorurteile anzukämpfen, 
die in der Gesellschaft gegen nicht heteronormativen Lebenskonzepten bestehen und 
Menschen mit Anliegen und Problemen rund um queere Themen beizustehen bzw. bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte zu unterstützen. 
 

7. als Sozialdienst durch Information und Beratung Menschen mit Problemen rund um das 
Thema HIV/AIDS und gesunde gleichgeschlechtliche Sexualität beizustehen und dazu 
beizutragen, durch die Hebung eines positiven Selbstbewusstseins unter den Betroffenen die 
psychosexuelle Gesundheit zu fördern; 

  



§3 Mittel zur Erreichung des Vereinszweckes  
 
Der Vereinszweck soll durch folgende ideelle und materielle Mittel erreicht werden.  
 

1. Als ideelle Mittel dienen: 

a) Organisation, Planung und Durchführung von Veranstaltungen 
b) Einrichtung eines Vereinslokales o.a. und der allenfalls notwendigen wirtschaftlichen 

Hilfsbetriebe sowie der sonstigen mit der Organisationstätigkeit zusammenhängenden 
Unternehmen oder Betriebe;  

c) Kollektive Mitgliedschaft bei in- und ausländischen Verbänden, Vereinen, Betriebe, 
Organisationen und Institutionen, deren Bestrebungen unserem festgelegten Zweck 
förderlich sind sowie Förderung ebensolcher. Keinesfalls kann eine Organisation durch 
Mitgliedschaft oder andere Mittel gefördert werden, deren Satzungen oder Grundsätze den 
in §2 genannten Prinzipien widersprechen.  

2. Die erforderliche materiellen Mittel sollen aufgebracht werden durch: 
 
a) Beitrittsgebühren und Mitglieds- und Förderbeiträge 
b) Erträgnisse aus Veranstaltungen, Unternehmungen 
c) Mietung und Vermietung von Vereinseigentum 
d) Kauf und Verkauf von Sponsoring 
e) Spenden 

 
 
§4 Arten der Mitgliedschaft 
 

1. Der Verein besteht aus ordentlichen Mitgliedern, Fördermitgliedern und Ehrenmitgliedern. 
 

2. Ordentliche Mitglieder sind jene physischen und juristischen Personen, die an allen Rechten 
und Pflichten des Vereines teilhaben.  
 

3. Fördermitglieder sind jene, die die Vereinstätigkeit vor allem durch Zahlung eines erhöhten 
Mitgliedsbeitrages fördern.  
 

4. Ehrenmitglieder sind solche Personen, die aufgrund besonderer Verdienste um den Verein 
dazu ernannt werden.  
 

5. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Generalversammlung festgesetzt. Der Vorstand 
ist berechtigt, den Mitgliedsbeitrag in begründeten Fällen auf Antrag vorübergehend 
herabzusetzen. 

 
 
§5 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1. Mitglieder des Vereines können alle physischen und juristischen Personen werden. 
 

2. Über die Aufnahme von ordentlichen Mitgliedern sowie von Fördermitgliedern entscheidet 
der Vorstand endgültig. Die Aufnahme kann ohne Angabe von Gründen verweigert werden.  
 

3. Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt durch die Generalversammlung.  
  



§6 Beendigung der Mitgliedschaft  
 

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod (bei juristischen Personen durch Verlust der 
Rechtspersönlichkeit), durch freiwilligen Austritt, durch Streichung und durch den 
Ausschluss.  
 

2. Der freiwillige Austritt kann jederzeit erfolgen; er muss dem Vorstand schriftlich gemeldet 
werden. Bereits bezahlte Mitgliedsbeiträge werden nicht rückerstattet.  
 

3. Die Streichung eines Mitgliedes kann der Vorstand vornehmen, wenn dieses trotz zweimaliger 
Mahnung länger als ein Jahr mit der Zahlung der Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist. Die 
Verpflichtung zur Zahlung der fällig gewordenen Mitgliedsbeiträge bleibt hiervon unberührt.  
 

4. Der Ausschluss eines Mitgliedes aus dem Verein kann vom Vorstand wegen grober 
Verletzung der Mitgliederpflichten und wegen vereinsschädigenden Verhaltens verfügt 
werden. Gegen den Ausschluss ist die Berufung an die Generalversammlung zulässig, bis zu 
deren Entscheidung die Mitgliedsrechte ruhen.  
 

5. Die Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft kann wegen grober Verletzung der 
Mitgliederpflichten und wegen vereinsschädigenden Verhaltens von der Generalversammlung 
beschlossen werden.  

 
 
§7 Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 

1. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen Veranstaltungen des Vereines teilzunehmen. Das 
Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive und passive Wahlrecht steht allen 
ordentlichen und fördernden Mitgliedern zu, die nicht mehr als ein Jahr mit der Bezahlung des 
Mitgliedsbeitrages im Rückstand sind, sowie den Ehrenmitgliedern.  
 

2. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereines nach Kräften zu fördern und alles 
zu unterlassen, wodurch das Ansehen und der Zweck des Vereines Abbruch erleiden könnte. 
Sie haben die Vereinsstatuten und die Beschlüsse der Vereinsorgane zu beachten. Die 
ordentlichen Mitglieder und die Fördermitglieder sind zur pünktlichen Zahlung der 
Beitrittsgebühren und der Mitgliedsbeiträge in der von der Generalversammlung 
beschlossenen Höhe verpflichtet.  

 
 
§8 Vereinsorgane  
 
Organe des Vereines sind die Generalversammlung, der Vorstand, der Beirat, die 
RechnungsprüferInnen und das Schiedsgericht. Geschäftsordnungen für die Sitzungen der Organe 
bedürfen einer Genehmigung durch die Generalversammlung.  
 
 
  



§9 Die Generalversammlung  
 

1. Die Generalversammlung ist die „Mitgliederversammlung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 
2002 und findet zumindest alle zwei Jahre statt.  
 

2. Eine außerordentliche Generalversammlung hat auf Beschluss des Vorstandes oder der 
ordentlichen Generalversammlung, auf schriftlich begründeten Antrag von mindestens einem 
Zehntel der Mitglieder oder auf Verlangen der RechnungsprüferInnen binnen vier Wochen 
stattzufinden.  
 

3. Sowohl zu den ordentlichen wie zu den außerordentlichen Generalversammlungen sind alle 
Mitglieder mindestens zwei Wochen vor dem Termin schriftlich oder per E-Mail (an die vom 
Mitglied dem Verein bekannt gegebene E-Mail-Adresse) einzuladen. Die Anberaumung der 
Generalversammlung hat unter Angabe der Tagesordnung zu erfolgen. Die Einberufung 
erfolgt durch den Vorstand.  
 

4. Anträge zur Generalversammlung sind mindestens drei Tage vor dem Termin der 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich einzureichen.  
 

5. Gültige Beschlüsse – ausgenommen solche über den Antrag auf Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung – können nur zur Tagesordnung gefasst werden.  
 

6. Bei der Generalversammlung sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt; stimmberechtigt nur 
jene, die nicht mehr als ein Jahr mit der Bezahlung des Mitgliedsbeitrages im Rückstand sind. 
Jedes Mitglied hat eine Stimme; juristische Personen werden durch eine/n Bevollmächtigte/n 
vertreten.  
 

7. Die Generalversammlung ist bei Anwesenheit von 25 % aller stimmberechtigten Mitglieder 
beschlussfähig. Sind weniger Mitglieder anwesend, so findet die Generalversammlung dreißig 
Minuten später mit derselben Tagesordnung statt und ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
Erschienenen beschlussfähig.  
 

8. Die Wahlen und die Beschlussfassung in der Generalversammlung erfolgen in der Regel mit 
einfacher Stimmenmehrheit. Wahlen (bzw. Entscheidungen über den Status einer Person im 
Verein) sind prinzipiell geheim durchzuführen, sonstige Abstimmungen dann, wenn es 
mindestens 1/10 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder verlangen. Der Beschluss, mit 
dem der Verein aufgelöst werden soll, bedarf einer Anwesenheit von zumindest 25 % der 
Mitglieder und einer qualifizierten Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen; bei 
diesen Abstimmungen sind Enthaltungen nicht zulässig. Beschlüsse, mit denen das Statut des 
Vereines geändert wird, bedürfen einer qualifizierten Mehrheit von 2/3 der abgegebenen 
gültigen Stimmen.  
 

9. Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Vorsitzende / die Vorsitzende, bei 
dessen/deren Verhinderung seine/ihre StellvertreterIn. Wenn auch diese/r verhindert ist, so 
führt das an Jahren älteste anwesende Vorstandsmitglied den Vorsitz.  

 
 
  



§10 Aufgaben der Generalversammlung 
  
Der Generalversammlung sind folgende Aufgaben vorbehalten:  
 

1. Entgegennahme sowie Genehmigung des Rechenschaftsberichtes und des 
Rechnungsabschlusses;  
 

2. Beschlussfassung über den Voranschlag;  
 

3. Bestellung und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes und der RechnungsprüferInnen;  
 

4. Festsetzung der Höhe der Beitrittsgebühren und der Mitgliedsbeiträge für ordentliche 
Mitglieder und für Fördermitglieder;  
 

5. Verleihung und Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft;  
 

6. Entscheidung über Statutenänderungen und die freiwillige Auflösung des Vereins;  
 

7. Genehmigung von Geschäftsordnungen;  
 

8. Beratung und Beschlussfassung über sonstige auf der Tagesordnung anstehenden Fragen.  
 
 
§11 Der Vorstand  
 

1. Der Vorstand ist das „Leitungsorgan“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und besteht aus 
zumindest zwei Mitgliedern, und zwar aus dem/der Vorsitzenden und dessen/deren 
StellvertreterIn. Weiters können ein Schriftführer/in bzw. Kassier/in und deren Stellvertreter 
in den Vorstand bestellt werden. Der Vorstand besteht somit aus höchstens sechs Mitgliedern.  
 

2. Der Vorstand, der von der Generalversammlung gewählt wird, hat bei Ausscheiden eines 
gewählten Mitgliedes das Recht, an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren, 
wozu die nachträgliche Genehmigung in der nächstfolgenden Generalversammlung 
einzuholen ist.  
 

3. Die Funktionsperiode des Vorstandes beträgt zwei Jahre. Auf jeden Fall währt sie bis zur 
Wahl eines neuen Vorstandes. Ausgeschiedene Vorstandsmitglieder sind wieder wählbar.  
 

4. Der Vorstand wird vom Vorsitzenden/ von der Vorsitzenden, bei dessen/deren Verhinderung 
von dessen/deren StellvertreterIn, schriftlich, oder per E-Mail (an die vom Mitglied dem 
Verein bekannt gegebene E-Mail-Adresse) einberufen.  
 

5. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Vorstandsmitglieder eingeladen wurden und 
mindestens die Hälfte von ihnen anwesend sind. Besteht der Vorstand nur aus 2 Mitgliedern 
müssen beide abwesend sein. 
 

6. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden. Sind nur 2 anwesend muss, die 
Beschlussfassung einstimmig sein.  
 

7. Den Vorsitz führt der/die Vorsitzende, bei dessen/deren Verhinderung dessen/deren 
StellvertreterIn. Ist auch diese/r verhindert, obliegt der Vorsitz dem an Jahren ältesten 
Vorstandsmitglied.  
 



8. Außer durch Tod und Ablauf der Funktionsperiode (siehe Abs. 3) erlischt die Funktion eines 
Vorstandsmitgliedes durch Enthebung oder Rücktritt.  
 

9. Die Generalversammlung kann jederzeit den gesamten Vorstand oder einzelne Mitglieder 
entheben.  
 

10. Die Vorstandsmitglieder können jederzeit aber nicht zur Unzeit schriftlich ihren Rücktritt 
erklären. Die Rücktrittserklärung ist an den Vorstand, im Falle des Rücktrittes des gesamten 
Vorstandes an die Generalversammlung zu richten. Der Rücktritt wird erst mit der Wahl bzw. 
Kooptierung (siehe Abs. 2) eines Nachfolgers bzw. einer Nachfolgerin wirksam.  

 
 
§12 Aufgaben des Vorstandes  
 
Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereines und die Führung der laufenden Geschäfte. Ihm 
kommen alle Aufgaben zu, die nicht durch die Statuten einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 
In seinen Wirkungsbereich fallen insbesondere folgende Angelegenheiten:  
 

1. Erstellung des Jahresvoranschlages sowie Abfassung des Rechenschaftsberichtes und 
Aufstellung des Jahresabschlusses;  
 

2. Vorbereitung der Generalversammlung;  
 

3. Einberufung der ordentlichen und außerordentlichen Generalversammlung;  
 

4. Verwaltung des Vereinsvermögens;  
 

5. Aufnahme, Ausschluss und Streichung von Vereinsmitgliedern;  
 

6. Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereines.  
 

7. Beratung und Beschlussfassung über alle, von der Geschäftsführung (sofern eine solche 
Person bestimmt) eingebrachten Anträge und Fragen  
 

8. Festlegung der Aufgaben der Angestellten des Vereins und Erstellung eines 
Geschäftsführungsvertrages im Sinne §16 Abs. 2.  

 
 
§13 Besondere Obliegenheiten einzelner Vorstandsmitglieder  
 

1. Der/die Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Der/die Schriftführer/in 
unterstützt den/die Vorsitzende bei der Führung der Vereinsgeschäfte. 
 

2. Der/die Vorsitzende vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des/der Vorsitzende. Rechtsgeschäfte zwischen 
Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der Zustimmung eines anderen 
Vorstandsmitglieds. 
 

3. Bei Gefahr im Verzug ist der/die Vorsitzende berechtigt, auch in Angelegenheiten, die in den 
Wirkungsbereich der Generalversammlung oder des Vorstands fallen, unter eigener 
Verantwortung selbständig Anordnungen zu treffen; im Innenverhältnis bedürfen diese jedoch 
der nachträglichen Genehmigung durch das zuständige Vereinsorgan. 
 

4. Der/die Vorsitzende führt den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand. 
 

5. Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands. 



 
6. Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich. 

 
7. Den Verein verpflichtende Urkunden, sind von dem/der Vorsitzenden oder dem/der 

StellvertreterIn zu unterfertigen. Falls eine Person mit der Tätigkeit der Geschäftsführung 
(siehe §16) eingesetzt wird, ist auch diese für die oben genannten Fälle zeichnungsberechtigt. 
 

8. Im Falle der Verhinderung treten an die Stelle des/der Vorsitzenden, des/der Schriftführer/in 
und des/der Kassier/in ihre jeweiligen Stellvertreter/innen. Ist dies durch die Anzahl der 
Vorstandsmitglieder nicht möglich, ist § 11 Abs. (2) anzuwenden.  
 

9. Eine Übertragung von einzelnen Leitungsaufgaben an dafür angestellte Personen ist möglich  
(siehe insbesondere auch § 16). Die Verantwortung des zuständigen Vorstandsmitglieds 
gegenüber der Generalversammlung bleibt davon unberührt.  

 
 
§14 Der Beirat  
 

1. Der Beirat besteht aus Personen, die durch ihre Fachkenntnisse insbesondere im Bereich der 
Medizin, der Psychologie, der Sozialwissenschaft und der Pädagogik bzw. durch ihr 
öffentliches Wirken in der Lage sind, den Vorstand bei der Führung seiner laufenden 
Geschäfte zu beraten und im Sinne des Vereinszweckes zu unterstützen. Derartige Personen 
werden vom Vorstand als BeirätInnen berufen.  
 

2. Die Funktion als BeirätIn endet durch Tod, durch Enthebung oder durch Rücktritt. Eine 
Enthebung kann vom Vorstand ausgesprochen werden, falls der/die jeweilige BerätIn 
Handlungen setzt, die im Gegensatz zum Vereinszweck stehen bzw. sich eines unehrenhaften 
Verhaltens schuldig macht. Der Rücktritt steht einer Beirätin/einem Beirat jederzeit frei und 
ist dem Vorstand schriftlich bekannt zu geben. Allfällige Mitgliedsrechte bzw. 
Mitgliedspflichten bleiben bei Enthebung bzw. Rücktritt eines Beirats/einer Beirätin 
unberührt.  
 

3. BeirätInnen sind je nach Bedarf unter Beachtung der jeweils notwendigen Fachkenntnisse zu 
Vorstandssitzungen einzuladen und haben hier beratende Stimme.  
 

4. BeirätInnen sind, falls sie nicht Vereinsmitglieder sind, zu allen Generalversammlungen 
einzuladen und haben dort beratende Stimme.  

 
 
§15 Die Rechnungsprüfer/innen  
 

1. Die zwei RechnungsprüferInnen werden von der Generalversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren gewählt. Eine Wiederwahl ist möglich.  
 

2. Den RechnungsprüferInnen obliegt die laufende Geschäftskontrolle und die Überprüfung des 
Rechnungsabschlusses. Sie haben jährlich eine Rechnungsprüfung durchzuführen und dem 
Vorstand sowie der Generalversammlung über deren Ergebnis zu berichten.  
 

3. Im übrigen gelten für die RechnungsprüferInnen die Bestimmungen des § 11 Abs. (3), (8), (9) 
und (10) sinngemäß.  

 
 
  



§16 Die Geschäftsführung  
 

1. Die Geschäftsführung wird vom Vorstand eingesetzt.  
 

2. Die Tätigkeit der Geschäftsführung kann ehrenamtlich oder im Rahmen eines 
Anstellungsverhältnisses im Sinne von §12 8) ausgeübt werden. Die Geschäftsführung ist dem 
Vorstand unterstellt und handelt in dessen Interesse.  
 

3. Die mit der Geschäftsführung betraute Person unterstützt den Vorstand bzw. einzelne 
Vorstandsmitglieder bei der Durchführung der diesen zugeordneten Aufgaben (siehe § 13 
Abs. 9). 
  

4. Insbesondere ist aber die mit der Geschäftsführung betraute Person zusammen mit der/dem 
Vorsitzenden (siehe dazu § 13 Abs. 2 und Abs. 9) berechtigt, schriftliche Ausfertigungen und 
Bekanntmachungen des Vereins, insbesondere den Verein verpflichtende Urkunden, zu 
unterfertigen.  
 

5. Insbesondere ist die mit der Geschäftsführung betraute Person zusammen mit der/dem 
Kassier/in (siehe dazu § 13 Abs. 2 und Abs. 9) berechtigt, in Finanzangelegenheiten für den 
Verein zu zeichnen.  
 

6. Insbesondere ist die mit der Geschäftsführung betraute Person mit der Mitgliederverwaltung, 
der Erstellung des Budgetvoranschlags und des Rechnungsabschlusses sowie der Verwaltung 
des Vereinsvermögens betraut.  
 

7. Insbesondere ist die mit der Geschäftsführung betraute Personen entscheidungsbefugt im 
Bereich der Infrastruktur und des Personals.  
 

8. Der mit der Geschäftsführung betraute Person obliegt außerdem die Koordination der Projekte 
des Vereins und sie hat die Ablaufe des Vereinsgeschehens zu organisieren. Insbesondere 
koordiniert sie alle Aktivitäten in den Räumlichkeiten des Vereins.  
 

9. Alle weiteren Aufgabenbereiche der Geschäftsführung werden vom Vorstand im  
Einvernehmen mit der mit der Geschäftsführung betrauten Personen festgelegt.  

 
 
§17 Art der Schlichtung von Streitigkeiten  
 

1. Die Schlichtung von allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten obliegt dem 
vereinsinternen Schiedsgericht.  
 

2. Das Schiedsgericht setzt sich aus drei ordentlichen Vereinsmitgliedern zusammen. Es wird 
derart gebildet, dass jeder Streitteil innerhalb von 14 Tagen dem Vorstand ein Mitglied als 
Schiedsrichter namhaft macht. Diese wählen mit Stimmenmehrheit eine dritte Person zum/zur 
Vorsitzenden des Schiedsgerichtes. Bei Stimmengleichheit entscheidet unter den 
Vorgeschlagenen das Los.  
 

3. Das Schiedsgericht fällt seine Entscheidung bei Anwesenheit aller seiner Mitglieder mit 
einfacher Stimmenmehrheit. Es entscheidet nach bestem Wissen und Gewissen. Seine 
Entscheidungen sind vereinsintern endgültig.  

 
 
  



§18 Informationspflicht  
 
Der Vorstand ist verpflichtet, in der Generalversammlung die Mitglieder über die Tätigkeit und die 
finanzielle Gebarung des Vereins zu informieren. Wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 
unter Angabe von Gründen verlangt, hat der Vorstand eine solche Information den betreffenden 
Mitgliedern auch sonst binnen vier Wochen zu geben.  
 
 
§19 Auflösung des Vereines  
 

1. Die freiwillige Auflösung kann nur in einer zu diesem Zwecke einberufenen 
außerordentlichen Generalversammlung und nur mit Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen beschlossen werden.  
 

2. Diese Generalversammlung hat auch – sofern Vereinsvermögen vorhanden ist – über die 
Liquidation zu beschließen. Insbesondere hat sie den/die LiquidatorIn zu berufen und 
Beschluss darüber zu fassen, wem diese/r das, nach Abdeckung der Passiva, verbleibende 
Vereinsvermögen zu übertragen hat.  
 

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall des bisherigen begünstigten Vereinszweckes ist 
das verbleibende Vereinsvermögen ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige oder 
mildtätige Zwecke im Sinne der §§ 34 ff. BAO zu verwenden.  
 

4. Der letzte Vereinsvorstand hat die freiwillige Auflösung binnen vier Wochen nach 
Beschlussfassung der zuständigen Behörde schriftlich anzuzeigen.  

 


